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1 9 2 . Bundesgesetz: 1. Novelle zum Außenhandelsverkehrsgesetz 1948.
1 9 3 . Bundesgesetz: Ruhegenußvordienstzeitengesetz.
194. Bundesgesetz: Abänderung der Bestimmungen über die Beitragsklassen, Beiträge und Steigerungsbeträge in

der Invalidenversicherung.
1 9 5 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Änderung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften

und über die Ernährungszulage zu Leistungen der Sozialversicherung in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 19. Mai 1949, B. G. Bl. Nr. 116, (2. Novelle).

196. Bundesgesetz: Bestimmungen über die Sozialversicherung der Bediensteten der dem öffentlichen Verkehr
dienenden Eisenbahnen.

1 9 2 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1949, wo-
mit das Außenhandelsverkehrsgesetz vom
24. November 1948, B.G.Bl. Nr. 251, ab-
geändert wird (1. Novelle zum Außen-

handelsverkehrsgesetz 1948).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 24. November 1948,
B. G. Bl. Nr. 251, über die Regelung des Waren-
verkehres mit dem Ausland (Außenhandelsver-
kehrsgesetz 1948) wird abgeändert wie folgt:

1. In der Gruppe „Lebensmittel" der Liste A
zu § 2, Abs. (1) (Genehmigungsliste für die Aus-
fuhr), sind

2. In der Gruppe „Maschinen und Apparate"
der Liste A zu § 2, Abs. (1) (Genehmigungsliste
für die Ausfuhr), ist nach der „Zolltarif-Nr. ex
438 A Unterwasserpumpen" die „Zoll-
tarif-Nr. 440 Maschinen und Apparate
für die Vorbereitung, Verarbeitung und Ver-
edlung von Gespinststoffen und Gespinstwaren,
auch gebraucht" einzuschalten.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1949 in
Kraft. Mit der Vollziehung ist das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau betraut.

Renner
Figl Krauland

193. Bundesgesetz vom 13. Juli 1949 über
die Anrechnung von Vordienstzeiten der
Bundesbeamten für die Bemessung des Ruhe-
genusses (Ruhegenußvordienstzeitengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Bundesregierung bestimmt im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates durch Verordnung, ob und unter welchen
Bedingungen den Bundesbeamten Zeiträume, die
in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund oder in einem Dienstverhältnis zu einem
anderen Dienstgeber oder auch in freiberuflicher
oder selbständiger Tätigkeit zurückgelegt wurden
und nicht schon auf Grund besonderer gesetz-
licher Bestimmungen anrechenbar sind, für die
Bemessung des Ruhegenusses angerechnet werden
können.

(2) Die Anrechnung von Vordienstzeiten hat
grundsätzlich gegen Beitragsleistung zu erfolgen.
Hiebei ist auf die Bestimmungen des § 6 des
Bundesgesetzes vom 8. Juli 1948, B.G.Bl.
Nr. 177, über die Regelung sozialversicherungs-
rechtlicher Verhältnisse aus Anlaß der Aufnahme
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder
beim Ausscheiden aus einem solchen, entsprechend
Bedacht zu nehmen. Von einer Beitragsleistung
kann insbesondere abgesehen werden, wenn bereits
in dem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund Pensionsbeiträge entrichtet wurden. Von
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einer Beitragsleistung ist abzusehen, wenn die
Zeiträume zufolge eines mit einem anderen
öffentlichen Dienstgeber abgeschlossenen Gegen-
seitigkeitsübereinkommens für die Bemessung des
Ruhegenusses angerechnet werden.

(3) Bei Anrechnung von Zeiträumen nach den
auf Grund des Abs. (1) erlassenen Vorschrif-
ten findet eine Nachzahlung von Bezügen nicht
statt. In diesen Vorschriften können jedoch Aus-
nahmen für Fälle vorgesehen werden, in denen
ein Bundesbeamter, der nach dem 12. März 1937
in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis zum
Bund aufgenommen wurde, bis zum Ablauf von
drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes in den Ruhestand getreten oder
verstorben ist.

§ 2. Der Bundesregierung steht die Befugnis
zu, für einzelne Fälle die Anrechnung von Zeit-
räumen, die nicht schon nach geltenden Vor-
schriften angerechnet werden können, für die
Bemessung des Ruhegenusses zu bewilligen. Hie-
bei werden Zeiträume, während welcher der
Bundesbeamte zufolge einer der im § 4, Abs. (1),
des Beamten-Überleitungsgesetzes vom 22. August
1945, St. G.Bl. Nr. 134, umschriebenen Maß-
regelungen dem Dienste fern war, ohne Beitrags-
leistung angerechnet.

§ 3. Artikel V des Bundesgesetzes vom 20. De-
zember 1929, B. G. Bl. Nr. 436 (3. Gehaltsgesetz-
novelle), wird aufgehoben.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Krauland Sagmeister
Übeleis Migsch Gruber Altenburger

1 9 4 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1949, wo-
mit die Bestimmungen über die Beitrags-
klassen, Beiträge und Steigerungsbeträge in
der Invalidenversicherung abgeändert werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) In der Invalidenversicherung werden
für Versicherungspflichtige, für die die Versiche-
rungsbeiträge nicht von den Krankenversicherungs-
trägern eingehoben werden, sowie für Selbstver-
sicherte und freiwillig Weiterversicherte Beitrags-
klassen mit den folgenden Wochenbeiträgen und
Steigerungsbeträgen gebildet:
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(2) Für die freiwillige Höherversicherung gelten
unter Einrechnung der in der Pflichtversicherung
gegebenen Beitragsgrundlage die Beitragsklassen
nach Abs. (1) und die Beitragsklasse XV mit
einem wöchentlichen Beitrag von S 26.— und
einem jährlichen Steigerungsbetrag von S 3.12

§ 2. Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes treten in seinem Geltungsbereich alle ihm
widersprechenden Bestimmungen außer Kraft.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der
nach Kalenderwochen zu berechnenden Beitrags-
leistung mit 30. Mai 1949, sonst mit 1. Juni 1949
in Kraft.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

1 9 5 Bundesgesetz vom 14. Juli 1949,
womit das Bundesgesetz vom 15. Oktober
1948, B.G.Bl. Nr. 223, über die Änderung
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften
und über die Ernährungszulage zu Leistun-
gen der Sozialversicherung in der Fassung
des Bundesgesetzes vom 19. Mai 1949,

B.G.Bl. Nr. 116, abgeändert wird
(2. Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Bundesgesetz vom 15. Oktober 1948,

B. G. Bl. Nr. 223, über die Änderung sozialver-
sicherungsrechtlicher Vorschriften und über die
Ernährungszulage zu Leistungen der Sozialver-
sicherung in der Fassung des Bundesgesetzes vom
19. Mai 1949, B. G.Bl. Nr. 116, wird abgeändert
wie folgt:

Artikel I.

1. Im § 8, Abs. (1), sind die Worte „ferner
Pflichtversicherten oder freiwillig Versicherten,
die ohne eine wiederkehrende Geldleistung zu be-
ziehen, auf Rechnung eines Trägers der Sozial-
versicherung Verpflegung in einer Heil- und
Pflegeanstalt (Krankenhaus), in einem Erholungs-
(Genesungs)heim oder in einer ähnlichen Anstalt
erhalten" zu streichen.

2. Dem § 8 wird als Abs. (3) folgende Bestim-
mung angefügt:

„(3) Abs. (1) gilt nicht
1. für Empfänger von Leistungen aus der

Kranken- und Unfallversicherung, bei deren
Bemessung schon die aus Anlaß des Weg-
falles der Ernährungszulage zum Arbeitsent-
gelt erhöhten Löhne berücksichtigt sind,

2. für Empfänger von Leistungen aus der land-
wirtschaftlichen Kranken- und Unfallver-
sicherung, bei deren Bemessung die gemäß

§ 7 neu festzusetzenden Werte der Sach-
bezüge und durchschnittlichen Jahresarbeits-
verdienste berücksichtigt sind,

3. für Empfänger von wiederkehrenden Lei-
stungen aus der Krankenversicherung, die mit
festen Beträgen festgesetzt sind."

3. Dem § 8 werden als Abs. (4) und (5) fol-
gende Bestimmungen angefügt:

„(4) Den nach Abs. (3), Z. 1 und 2, vom
Bezug der Ernährungszulage ausgeschlossenen Per-
sonen gebührt ab dem 29. Tag einer mit Arbeits-
unfähigkeit verbundenen Erkrankung in der
Krankenversicherung ein Zuschuß zum Kranken-
geld in der Höhe von 1 S kalendertäglich.

(5) Bis zur Auszahlung der auf Grund der
neuen Werte der Sachbezüge und durchschnitt-
lichen Jahresarbeitsverdienste zu berechnenden
Leistungen sind an die im Abs. (3), Z. 2, genann-
ten Personen Vorauszahlungen in der Höhe der
Ernährungszulage zu leisten, die auf die nach-
zuzahlenden Leistungen anrechenbar sind."

4. Im § 9, Abs. (1), haben die Worte „unbe-
schadet der Bestimmung des Abs. (3)" zu ent-
fallen.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
1. Juni 1949 in Kraft. Ernährungszulagen zu
Leistungen der im Artikel I bezeichneten Art, die
bei Kundmachung dieses Bundesgesetzes bereits
ausgezahlt worden sind, dürfen nicht zurück-
gefordert werden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

196 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1949, be-
treffend einige Bestimmungen über die
Sozialversicherung der Bediensteten der dem
öffentlichen Verkehr dienenden Eisenbahnen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Beamten der Österreichischen Bun-
desbahnen, auf die die Besoldungsordnung laut
Kundmachung des Bundesministeriums für Ver-
kehr vom 14. November 1947, B.G.Bl. Nr. 263,
Anwendung findet, ferner die Personen, die
Ruhe(Versorgungs)genüsse auf Grund der „Pen-
sionsvorschrift für die Bediensteten der Unter-
nehmung Österreichische Bundesbahnen" oder von
den Österreichischen Bundesbahnen einen außer-
ordentlichen, nicht auf Rechtsansprüche be-
ruhenden Ruhe(Versorgungs)genuß erhalten, sind
nach den gesetzlichen Vorschriften über die
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Krankenversicherung der Bundesangestellten ver-
sicherungspflichtig und für den Fall der Krank-
heit versichert.

(2) Die Krankenversicherung nach Abs. (1) um-
faßt gemäß den gesetzlichen Vorschriften über die
Krankenversicherung der Bundesangestellten auch
die Mitversicherung der Angehörigen des Ver-
sicherten. Die Satzung des Versicherungsträgers
kann die Mitversicherung auf sonstige Angehörige
erstrecken, die mit dem Versicherten in häuslicher
Gemeinschaft leben, von ihm ganz oder über-
wiegend erhalten werden und sich im Inland
aufhalten.

§ 2. (1) Träger der Krankenversicherung für
die im § 1 bezeichneten Personen ist die Ver-
sicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen.

(2) Im Jahresbericht der Versicherungsanstalt
der österreichischen Eisenbahnen sind der Rech-
nungsabschluß und die statistischen Nachweisungen
getrennt vom Rechnungsabschluß und den statisti-
schen Nachweisungen für die Krankenversiche-
rung der übrigen bei der Anstalt Versicherten auf-
zustellen. Hingegen hat der Jahresbericht nur
eine einheitliche Vermögensnachweisung zu ent-
halten.

(3) Bezüglich der Verwal tung und der Aufsicht
gelten die für die Versicherungsanstalt der öster-
reichischen Eisenbahnen maßgebenden gesetzlichen
Vorschriften weiter. Die Satzung und die K r a n -
kenordnung der Versicherungsanstalt haben je
einen besonderen Teil für die Krankenversicherung
gemäß § 1 zu enthalten. In diesem Teile der
Satzung ist auch die H ö h e des Beitrages festzu-
setzen. Bei der Entsendung der Versicherungs-
vertreter in die Verwaltungskörper der Versiche-
rungsanstalt ist darauf Bedacht zu nehmen, daß
die nach § 1 versicherten Dienstnehmer durch eine
ihrer Zahl entsprechende Anzahl von Versiche-
rungsvertretern vertreten sind.

§ 3. Im schiedsgerichtlichen Verfahren ist für
Angelegenheiten der Krankenversicherung nach
§ 1 die Abteilung für Eisenbahnbedienstete zu-
ständig.

§ 4. Die im § 1 bezeichneten Beamten der
Österreichischen Bundesbahnen sind nach Maßgabe
der Bestimmungen über die allgemeine Unfal l -
versicherung bei der Versicherungsanstalt der
österreichischen Eisenbahnen gegen Unfal l ver-
sichert. Die Änderungen, die sich aus den §§ 68
und 80 des Sozialversicherungs-Überleitungs-
gesetzes vom 12. Jun i 1947, B . G . B l . N r . 147,
ergeben, bleiben unberührt ;

§ 5. In der Invalidenversicherung und in der
Angestelltenversicherung bleiben die im § 1 be-
zeichneten Beamten der Österreichischen Bundes-
bahnen versicherungsfrei.

§ 6. (1) Auf die bei der Versicherungsanstalt
der österreichischen Eisenbahnen Versicherten,
die nicht zu den im § 1 bezeichneten Personen
gehören, sind die Bestimmungen über die al l-
gemeine Krankenversicherung weiterhin anzu-
wenden. Die Satzung der Versicherungsanstalt
kann für diese Bediensteten, soweit sie im Er -
krankungsfal l Anspruch auf Weiterzahlung ihrer
Dienstbezüge durch mindestens sechs Monate
haben, einen besonders ermäßigten Beitragssatz
festsetzen.

(2) Im Zei tpunkt des Inkraft tretens dieses Bun-
desgesetzes bei der Versicherungsanstalt der
österreichischen Eisenbahnen bestehende Wei ter -
versicherungen und freiwillige Versicherungen
können nach den Vorschriften über die allgemeine
Krankenversicherung fortgesetzt werden.

(3) De r Beitrag ist auch in der allgemeinen
Krankenversicherung für die bei der Versiche-
rungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen
Versicherten vom Versicherten und seinem Dienst-
geber je zur Häl f te zu tragen.

§ 7. Für die Zeit vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes hat es bezüglich der Bei-
tragsgrundlage in der Krankenversicherung der
Personen, hinsichtlich deren sich die Leistungen
nach den Bestimmungen der Satzung der früheren
„Krankenkasse der ehemaligen österreichischen
Bundesbahnen" richten, beim bisherigen Zustand
zu verbleiben. Rückzahlungen von Beiträgen und
Leistungen, soweit sie auf Grundlage eines
Arbeitsentgeltes bemessen worden sind, das über
den Höchstbetrag des Grundlohnes in der all-
gemeinen Krankenversicherung hinausgeht, finden
nicht statt. Bereits geleistete Rückzahlungen sind
wieder rückgängig zu machen.

§ 8. Die Versicherungsanstalt der österreichi-
schen Eisenbahnen ist berechtigt, für bei ihr auf
Grund der gesetzlichen Vorschriften gegen
Invalidität und Alter sowie zugunsten der Hinter-
bliebenen versicherte Personen eine zusätzliche
Invalidenversicherung durchzuführen und diese
durch die Satzung zu regeln.

§ 9. Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der
Bestimmungen des § 4, erster Satz, und der
§§ 5 und 8 rückwirkend mit 10. April 1945, hin-
sichtlich aller übrigen Bestimmungen am 1. Juli
1949 in Kraft.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel


